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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (17. Ausschuß) 


a) zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 12/1831 — 


Bericht der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag über ihre laufenden Aktivitäten zur 
Tropenwalderhaltung und zum Stand der Umsetzung der genannten Schutzmaßnahmen auf 
internationaler, EG-weiter und nationaler Ebene und darüber hinaus über die Entwicklung auf 
dem Gebiet des Schutzes der tropischen Wälder, sowie Stellungnahme zu den Empfehlungen 
der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages „Vorsorge zum Schutz der Erdatmo- 
sphäre“ zum Schutz der tropischen Wälder 


b) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Liesel Hartenstein, Brigitte Adler, Hermann Bachmaier, 
Hans Gottfried Bemrath, Rudolf Bindig, Lieselott Blunck, Dr. Ulrich Böhme (Unna), 

Ursula Burchardt, Marion Caspers-Merk, Peter Conradi, Dr. Marliese Dobberthien, 

Freimut Duve, Ludwig Eich, Lothar Fischer (Homburg), Arne Fuhrmann, Monika Ganseforth, 

Dr. Ingomar Hauchler, Dr. Uwe Holtz, Renate Jäger, Susanne Kästner, Siegrun Klemmer, 
Hans-Ulrich Klose, Walter Kolbow, Volkmar Kretkowski, Horst Kubatschka, Dr. Klaus Kübler, 
Klaus Lennartz, Christoph Matschie, Ulrike Mehl, Michael Müller (Düsseldorf), 

Jutta Müller (Völklingen), Manfred Reimann, Harald B. Schäfer (Offenburg), Dieter Schanz, 

Otto Schily, Günter Schluckebier, Karl-Heinz Schröter, Dietmar Schütz, Dr. Werner R. Schuster, 
Ernst Schwanhold, Hans-Günther Toetemeyer, Hans-Georg Wagner, HansWallow, 

Wolfgang Weiermann, Reinhard Weis (Stendal), Dr. Axel Wernitz, Verena Wohlleben, 

Dr. Peter Struck, Dr. Hans-Jochen Vogel und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/921 — 


Klimaschutz durch Maßnahmen zur Tropenwalderhaltung 


c) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Liesel Hartenstein, Hermann Bachmaier, 

Friedhelm Julius Beucher, Lieselott Blunck, Ursula Burchardt, Marion Caspers-Merk, 

Peter Conradi, Dr. Marliese Dobberthien, Ludwig Eich, Dr. Konrad Eimer, 

Lothar Fischer (Homburg), Arne Fuhrmann, Monika Ganseforth, Renate Jäger, Susanne Kästner, 
Siegrun Klemmer, Horst Kubatschka, Dr. Klaus Kübler, Klaus Lennartz, Ulrike Mehl, 
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Michael Müller (DüsseldorQ, Jutta Müller (Völklingen), Manfred Reimann, 

Harald B. Schäfer (Offenburg), Otto Schily, Dietmar Schütz, Karl-Heinz Schröter, 

Emst Schwanhold, Hans Georg Wagner, Hans Wallow, Wolfgang Weiermann, 

Reinhard Weis (StendaQ, Dr. Axel Wernitz, Dr. Peter Struck, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion 
der SPD 

— Drucksache 12/2109 — 


Importverbot für Tropenhölzer aus Primärwäldem 


A. Problem 

Angesichts fortschreitender Zerstörung des Tropenwaldes sind 
Maßnahmen zum Schutz dieses einzigartigen Ökosystems dring- 
lich. 

Der Deutsche Bundestag hat sich mit der Thematik häufig, unter 
anderem auch in der 232. Sitzung der 11. Wahlperiode am 26. Ok- 
tober 1990 befaßt, als er die Bundesregierung um Vorlage eines 
Berichtes bat. 


B. Lösung 

Zustinunende Kenntnisnahme des Berichts der Bimdesregierung 
auf Drucksache 12/1831. 

Annahme einer von den Koalitionsfraktionen eingebrachten Ent- 
schließimg, mit der die Bundesregierung aufgefordert wird, sich 
auf internationaler Ebene für eine globale — im einzelnen näher 
erläuterte — Strategie zur Erhaltimg, Bewirtschaftung xmd nach- 
haltigen Entwicklung der Wälder einzusetzen. 

Ablehnung der Anträge auf den Drucksachen 12/921 und 
12/2109. 

Mehrheitsentscheidung 


C. Altemativen 

Keine 


D. Kosten 

wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 


I. 

nach zustimmender Kenntnisnahme des Berichts der Bundesregie- 
rung auf Drucksache 12/1831 folgende EntschUeßung anzuneh- 
men: 

Erhaltung, Bewirtschaftung und nachhaltige Entwicklung der 
Wälder 

1. Der Bestand der Wälder ist weltweit bedroht 

— durch Umwandlung in andere Bodennutzimgsarten, 

— durch imsachgemäße, umweltschädüche Nutzung, 

— durch Immissionen von Luftschadstoffen und 

— dmch die Auswirkungen von lokalen, regionalen imd globa- 
len Klimaveränderungen. 

Die Ursachen dieser Bedrohung der Wälder sind vielfältig und 
von Land zu Land unterschiedhch, wie zum Beispiel Bevölke- 
rungswachstum und damit verbundenes Siedlungswesen, 
Übernutzung der Wälder durch die Bevölkerung und/oder die 
Holzwirtschaft, Infrastrukturmaßnahmen, Entwicklung von 
Industrie- und Agrarwirtschaft. 

Weltweit ist abgestimmtes Handeln erforderlich, um dieser 
Bedrohung entgegenzuwirken. 

2. Der Deutsche Bimdestag fordert die Bundesregierung auf, 

a) sich für die Entwicklung einer weltweiten Strategie zur 
Erhaltung, Bewirtschaftung und nachhaltigen Entwicklung 
der Wälder weiterhin nachdrücklich einzusetzen bei der 
VN-Konferenz Umwelt und Entwicklung, in den zuständigen 
internationalen Organisationen und in der EG; 

b) bei der Entwicklvmg der Strategie folgende Prinzipien zu 
berücksichtigen: 

— Stärkung der Selbstverantwortung der Bürger in den 
einzelnen Staaten für ihre eigenen Lebensgnmdlagen, 

— Verantwortung der Staaten gegenüber den eigenen Bür- 
gern imd der Völkergemeinschaft für die Erhaltung der 
gemeinsamen Lebensgrundlage, 

— nationale Souveränität bei Entscheidimgen über den 
Umgang mit den landeseigenen natürlichen Ressour- 
cen, 

— internationale Partnerschaft auf schnellstmögliches Errei- 
chen der gemeinsamen Ziele; 
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c) mit der Strategie folgende Ziele zu verfolgen: 

— Entwicklung und Anwendung von Formen nachhaltiger 
Waldbewirtschaftung in aller Welt, 

— Sicherung der vielfältigen Funktionen der Wälder durch 
stärkere Abstimmung nationaler Sektorpolitiken, im Falle 
grenzüberschreitender Wälder durch überregionale Ab- 
sprachen. Eine weltweite Strategie zur Erhaltung, Bewirt- 
schaftung und Entwicklung der Wälder muß sowohl die 
Interdependenzen zwischen ökonomischen, ökologi- 
schen und sozialen Erfordernissen wie auch die vielfälti- 
gen Interessen berücksichtigen, die zwischen dem 
Bereich Wald und anderen Bereichen von Umwelt und 
Entwicklung bestehen, 

— Ausdehnung des Waldflächenbestandes durch Auffor- 
stung degradierter Waldflächen und Neuanpflanzun- 
gen, 

— Entwicklung eines Netzwerkes zur Erfassung und Beob- 
achtung des Waldflächenbestandes sowie des Zustandes 
der Wälder der Erde unter Einbeziehung der für diese 
Zwecke bereits bestehenden Einrichtungen, 

— Unterschutzstellen von Waldflächen durch Ausweisung 
als Naturschutzgebiete, insbesondere ökologisch beson- 
ders wertvoller Waldökosysteme; 

d) bei der Umsetzung der Strategie folgendem Rechnung zu 

tragen: 

— Einsatz marktwirtschaftlicher Anreize für Waldschutz und 
Walderhaltung durch nachhaltige Bewirtschaftung sowie 
für die Ausdehnung des Waldbestandes, unter anderem 
auch durch entsprechende Ausgestaltung durch Wald- 
konzessionen und Steuersysteme, 

— Internalisierung der Umweltkosten nachhaltiger Waldbe- 
wirtschaftung in die Preisgestaltung für Holz und sonstige 
Waldprodukte, einschließlich genetischer Ressourcen, 

— Entwicklung eines Kennzeichnungssystems für Holz- und 
Holzprodukte aus nachhaltiger Forstwirtschaft, 

— Stärkung nationaler und internationaler Einrichtungen 
zur Aus- und Fortbildung auf allen Gebieten der Erhal- 
tung, Bewirtschaftung und der Entwicklung von Wäl- 
dern, 

— Verstärkung internationaler Zusammenarbeit in den 
Forstwissenschaften und anderen waldrelevanten For- 
schungsbereichen, insbesondere unter Einbeziehung von 
Entwicklungsländern, 

— Entwicklung von Kriterien und Richtlinien für nachhaltige 
Forstbewirtschaftung für die Forsten der verschiedenen 
Klimazonen, 

— klare Festlegung der Rechte und Pflichten aller Staaten im 
Hinblick auf die Umsetzung der Strategie in rechtsver- 
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bindlichen Vereinbarungen, u. a, in einem Waldprotokoll 
zur Klimakonvention, in der Konvention zur Erhaltung der 
Artenvielfalt und in einer Konvention zum Schutz, zur 
Erhaltung und nachhaltigen Bewirtschaftung von Wäl- 
dern, 

— Gewährung zusätzlicher finanzieller und technischer 
Unterstützung für Entwicklungsländer im Rahmen bilate- 
raler und multilateraler umweit- und entwicklungspoliti- 
scher Zusammenarbeit; 


11 . 

den Antrag auf Drucksache 12/921 abzulehnen; 


111 . 

den Antrag auf Drucksache 12/2109 abzulehnen. 


Bonn, den 29. April 1992 


Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 


Dr. Wolfgang von Geldern Dr. Norbert Rieder 

Vorsitzender Berichterstatter 


Dr. Liesel Hartenstein 

Berichterstatterin 


Marita Sehn 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Norbert Rieder, Dr. Liesel Hartenstein 
und Marita Sehn 


I. 

1, Die Unterrichtung durch die Bundesregierung auf 
Drucksache 12/1831 wurde mit Überweisungs- 
Drucksache 12/2101, Nr. 1.7, vom 14. Februar 1992 
zur federführenden Beratung an den Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und 
zur Mitberatung an den Auswärtigen Ausschuß, an 
den Ausschuß für Wirtschaft, an den Ausschuß für 
Emähnmg, Landwirtschaft imd Forsten, an den 
Ausschuß für Forschung, Technologie und Tech- 
nikfolgenabschätzung, an den Ausschuß für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit sowie an den EG- 
Ausschuß überwiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß wie auch der Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten haben 
in ihren Sitzungen am 18. März 1992 die Vorlagen 
beraten und sie jeweils einvernehmlich zur Kennt- 
nis genommen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
der Ausschuß für Wirtschaft, der Ausschuß für 
Forschung, Technologie und Technikfolgenab- 
schätzung und der EG- Ausschuß haben die Vor- 
lage in ihrer jeweiligen Sitzung am 29. April 1992 
zur Kenntnis genommen. 

2. Der Antrag auf Drucksache 12/921 wurde in der 
54. Sitzung des Deutschen Bundestages am 7. No- 
vember 1991 zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit und zur Mitberatimg an den Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, an den 
Ausschuß für Forschung, Technologie und Tech- 
nikfolgenabschätzung sowie an den Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit überwiesen. 

Der Ausschuß für Forschung, Technologie und 
Technikfolg enabschätzimg hat in seiner Sitzung 
am 16. Oktober 1991 den Antrag einvernehmlich 
zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hatte in seiner Sitzung am 4. Dezember 
1991 — bei Abwesenheit der Mitglieder der Frak- 
tion der F.D.P. und der Gruppe der PDS/Linke Liste 
— einstimmig beschlossen, die Beratung des 
Antrags bis zur Vorlage des angeforderten Berich- 
tes der Bimdesregierung über ihre Initiativen zur 
Tropenwalderhaltung zurückzustellen. In seiner 
Sitzimg am 18. März 1992 hat der Ausschuß die 
Vorlage beraten imd ihre Ablehnung empfohlen, 
wobei der Beschluß mit der Mehrheit der Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD und bei Abwesenheit der Gruppe 
der PDS/Linke Liste gefaßt wurde. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
hat sich in seiner Sitzung am 16. Januar 1992 mit 


dem Antrag befaßt und empfohlen, ihn für erledigt 
zu erklären, weil der erbetene Bericht der Bundes- 
regierung inzwischen vorliege. 

3. Der Antrag auf Drucksache 12/2109 wurde in der 
79. Sitzung des Deutschen Bundestages am 20. Fe- 
bruar 1992 im vereinfachten Verfahren zur feder- 
führenden Beratung an den Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und zur Mitbe- 
ratung an den Ausschuß für Wirtschaft, an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sowie an den Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusanunenarbeit überwiesen. 

Der Ausschuß für Emähnmg, Landwirtschaft und 
Forsten hat in seiner Sitzung am 18. März 1992 den 
Antrag beraten und empfohlen, ihn abzulehnen; 
dieser Beschluß wurde mit der Mehrheit der Stim- 
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der Fraktion der SPD und bei Abwesenheit der 
Gruppe der PDS/Linke Liste gefaßt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner Sitzung 
am 19. März 1992 mit den Stimmen der Fraktion 
der CDU/CSU gegen die Stimmen der Fraktion der 
SPD und der parlamentarischen Gruppen die 
Ablehnimg des Antrags empfohlen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
hat den Antrag in seiner Sitzung am 29. April 1992 
beraten und gegen die antragstellende Fraktion 
empfohlen, die Vorlage abzulehnen. 


II. 

1. Der Deutsche Bundestag hatte mit Beschluß vom 
26. Oktober 1990 die Bundesregierung gebeten, 
ihm im zweijährigen Turnus einen Bericht über 
ihre Maßnahmen zur Tropenwalderhaltung und 
zum Stand der Umsetzung im Beschluß näher 
angeführter Maßnahmen zuzuleiten. 

In ihrem Bericht weist die Bundesregierung ein- 
gangs auf ihre große Besorgnis angesichts der 
anhaltenden Vernichtung von Tropenwäldern 
hin. 

Da der Schutz der tropischen Wälder eine gemein- 
same Aufgabe von Industrie- und Tropenländern 
sei, greife die Bundesregierung jede Möglichkeit 
auf, um in der bilateralen imd multilateralen 
Zusammenarbeit Impulse für den Schutz der tropi- 
schen Wälder zu setzen. Auf diese Initiativen der 
Bundesregierung auf internationaler Ebene und 
die Bewertung der von den internationalen Gre- 
mien beschlossenen Aktivitäten geht der Bericht 
der Bimdesregierung näher ein. 
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Die Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz 
der Erdatmosphäre" hatte in ihrem Zweiten Bericht 
auf Drucksache 11/7220 auch weitreichende 
Handlungs- und Forschungsempfehlungen zum 
Schutz der Tropenwälder gegeben, zu denen die 
Bundesregierung in ihrem Bericht ebenfalls Stel- 
lung bezieht. Auch wenn sie, wie die Enquete- 
Kommission es empfohlen habe, eine Bindung der 
globalen Ziele zur Walderhaltung an zeitliche 
Vorgaben anstrebe, weist die Bundesregierung 
darauf hin, daß diese Position international nicht 
uneingeschränkt geteilt werde. Die Bundesregie- 
rung teile im übrigen die Ansicht der Enquete- 
Kommission, daß die Entwicklung eines internatio- 
nal abgestimmten Programms geboten sei, um der 
akuten Bedrohung für die tropischen Wälder Ein- 
halt zu gebieten. 

Die Empfehlung der Enquete-Kommission, inter- 
national ein Übereinkoiiunen zum Schutz der Tro- 
penwälder zu schließen, sei nicht durchzusetzen, 
da die Tropenländer die Beschränkung auf ihre 
Waldbestände als diskriminierend ansähen. 

Der Empfehlung, wonach innerhalb der Vereinten 
Nationen die Aktivitäten zum Schutz der tropi- 
schen Wälder verstärkt werden sollten, stimmt die 
Bundesregierung gnmdsätzlich zu. Insbesondere 
müsse der bestehende Koordinierungsmechanis- 
mus verbessert und gestärkt werden. 

Die Bundesregierung sagt ferner zu, sich auch 
künftig dafür einzusetzen, daß zugunsten der am 
wenigsten entwickelten Länder Schuldenerlaß- 
maßnahmen getroffen werden, damit diese Staaten 
mit den freigewordenen Mitteln Umweltschutz- 
maßnahmen finanzieren könnten. 

Abschließend nimmt die Bundesregierung zu den 
Empfehlungen Stellung, die sich auf Maßnahmen 
der EG beziehen. Unter anderem stellt sie fest, auch 
die europäischen Länder müßten einen Beitrag 
zum Waldschutz und zur Wiederaufforstung lei- 
sten, da nicht nur die tropischen Waldökosysteme 
als Klimafaktoren betrachtet werden dürften. 

2. Der von Mitte letzten Jahres datierende Antrag auf 
Drucksache 12/921 fordert die Bundesregierung 
zur Vorlage ihres — zwischenzeitlich zugeleite- 
ten — Berichts über ihre Initiativen zur Tropen- 
walderhaltung und zum Stand der Umsetzung der 
von der Enquete-Kommission „Vorsorge zum 
Schutz der Erdatmosphäre" empfohlenen Maß- 
nahmen auf. Daneben wird die Bundesregierung in 
elf detaülierten Fragen um Auskunft gebeten, 
welche Schritte sie auf nationaler wie internationa- 
ler Ebene unternommen habe, um den Tropenwald 
zu schützen. 

3. Der Antrag auf Drucksache 12/2109, der im kom- 
merziellen Holzeinschlag durch den internationa- 
len Handel mit TropenhÖlzem einen wesentlichen 
Faktor der Vernichtung der tropischen Wälder 
sieht, erhebt drei zentrale Forderungen an die 
Bundesregierung. Sie möge sich für ein EG-weites 
Importverbot für aus Primärwäldern stammende 
Tropenhölzer einsetzen; weiter solle sie, durch 
Einführung einer Kennzeichnungspflicht nebst 


KontroUsystem, sicherstellen, daß ausschließlich 
Tropenholz aus nachhaltig bewirtschafteten Se- 
kundärwäldern importiert werde. Schließlich sei 
bei allen Baumaßnahmen, für die der Bund die 
Planungshoheit besitze, auf die Verwendung von 
TropenhÖlzem zu verzichten. 


III. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat, nachdem er den Antrag auf Dmcksache 
12/921 bereits in der 23. Sitzung am 22. Januar 1992 
beraten hatte, die drei Vorlagen gemeinsam in seiner 
28. Sitzung am 18. März 1992 sowie in seiner 30. Sit- 
zung am 29. April 1992 beraten. 

Die Koalitionsfraktionen stellten als im Ausschuß 
übereinstimmend geäußerte Auffassmig heraus, daß 
der Zustand der Wälder weltweit zu Bedenken Anlaß 
gebe. Sie wiesen zum Bericht der Bundesregierung 
darauf hin, daß er die gesamten sozioökonomischen 
Zusammenhänge, die bei der Diskussion des Schutzes 
der tropischen Wälder zu beachten seien, in aller 
Deutlichkeit darstelle. Auch wenn nach wie vor 
erheblicher Forschungsbedarf bestehe, etwa bei den 
Fragen der nachhaltigen Bewirtschaftung der Wälder 
oder der Wiederaufforstung devastierter Flächen, sei 
seit ungefähr zwei bis drei Jahren eine Abkehr von 
früheren Gedankenmodellen, insbesondere bei der 
Fordemng nach einem Verwendungsverbot für Tro- 
penhölzer, zu beobachten. 

Für die Fraktion der SPD war nicht die verspätete 
Vorlage des Berichts, die nach dem Beschluß des 
Deutschen Bundestages vom 26. Oktober 1990 zum 
1. März 1991 hätte erfolgen sollen, entscheidend. Da 
er die Fragen des Parlaments und die Beschlußlage 
nicht hinreichend beantworte — so enthalte etwa der 
Bericht keine Aussagen zur Erstellung eines nationa- 
len Aktionsprogramms für Schutzprojekte in den 
Tropenwaldländem, auch nehme er nicht zu der 
geforderten Umwandlung der Tropen-Forstwirt- 
schafts-Aktionspläne (TFAP) in Tropenwaldschutz- 
pläne Stellung, ferner verweise er auf die globalen 
Umweltfazilitäten (GEF), obwohl der Deutsche Bun- 
destag sich für einen Treuhandfonds mit einem jähr- 
lichen Volumen von 10 Mrd. DM ausgesprochen 
habe — , bleibe der Bericht weitgehend im Unverbind- 
lichen. 

Die Fraktion der SPD hielt den Antrag auf Drucksache 
12/921 unverändert aufrecht, da sich lediglich seine 
Ziffer 1 durch den zwischenzeitlich vorgelegten 
Bericht der Bundesregierung erledigt habe. 

Die Koalitionsfraktionen hielten den in diesem Antrag 
erhobenen Forderungen nach einem verstärkten 
Kapitaleinsatz entgegen, daß man angesichts des 
enormen Forschungsbedarfs gezielt Geldmittel ein- 
setzen müsse, um vor allem die Grundlagen einer 
nachhaltigen Nutzung der Wälder und der Wiederauf- 
forstung zu erforschen. 

Die Fraktion der SPD hob zum Antrag auf Drucksache 
12/2109 insbesondere die dritte Fordenmg hervor; 
auch auf Bundesebene solle dem Beispiel von über 
400 Städten und Gemeinden gefolgt werden, die für 
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den öffentlichen Bereich keine Tropenhölzer mehr 
verwendeten. 

Werde der Import von Tropenhölzem aus Primärwäl- 
dem nicht beendet, drohe die Zahl der Tropenholz 
exportierenden Länder von heute 33 auf 11 im Jahr 
2000 zu sinken. Diese Prognose könne nur korrigiert 
werden, falls die Abnahmebereitschaft in den Indu- 
striestaaten schwinde. Da insbesondere Japan, aber 
auch die westeuropäischen Staaten Tropenholz 
importierten, habe beispielsweise Sarawak entgegen 
den Forderungen der Weltbank seine Einschlagquote 
nicht nur nicht reduziert, sondern sogar deuthch 
erhöht. 

Der kommerzielle Holzeinschlag sei wegen seines 
„Türöffner-Effekts" eine der großen Ursachen der 
Tropenwaldzerstörung. Dieser Zerstörung könne 
auch nicht durch selektiven Holzeinschlag oder durch 
Appelle an die Bevölkerung der Tropenwaldländer 
begegnet werden; hier könne nur die klare Linie eines 
Importverbots von tropischen Edelhölzern aus Primär- 
wäldem zum Erfolg führen. Es dürften nur noch 
Hölzer aus nachhaltig bewirtschafteten Sekimdärwäl- 
dem eingeführt werden. 

Die Koalitionsfraktionen hielten insbesondere der 
dritten Fordenmg im Antrag auf Drucksache 12/2109 
entgegen, mit einem Importverbot von Tropenhölzem 
werde nichts zum Schutze der tropischen Wälder 
erreicht. Der Zerstörung des Tropenwaldes könne nur 
durch eine Inwertsetzung des Waldes begegnet wer- 
den, wie sie auch in Deutschland in den letzten 
200 Jahren bewirkt worden sei. Ein Wald ohne Wert 
werde regelmäßig nicht erhalten; Tropenholz müsse 
durch einen vernünftigen Preis wirtschaftlich so inter- 
essant werden, daß daraus eine nachhaltige Nutzung 
des Waldes resultiere imd der weitere Raubbau ver- 
hindert werde. 

Ein Importverbot führe schon allein wegen des Land- 
himgers, wie sich am Beispiel Sarawaks belegen lasse, 
nicht zum Ziel. Sarawak nämlich entwalde, um das 
Holz zu exportieren und anschließend das Land agra- 
risch zu nutzen. Dieser Darstellung aber wurde von 
der Fraktion der SPD unter Hinweis auf die Erosionen 
in Sarawak widersprochen. 

Nach Ansicht der Koalitionsfraktionen führten die 
Forderungen der Fraktion der SPD dazu, daß diejeni- 
gen Staaten mit hohen Anteilen an Primär- und 
natumahen Wäldern wegen des Preisverfalls als Folge 
eines Importverbotes wirtschaftliche Verlierer wür- 
den, weil sie zugunsten der Industrieländer auf die 
eigene wirtschaftliche Entwicklung verzichten müß- 
ten. 

Die Koalitionsfraktionen begründeten ihren in der 
30. Ausschußsitzung eingebr achten Entschließrmgs- 
antrag (Ziffer I der Beschluß empfehlung) wie folgt: 

„Die Waldökosysteme in allen Klimazonen sind in Art 
und Umfang unterschiedlich durch menschliches 
Handeln erhebhch geschädigt. 

Ihre Rolle als Regulator für globales imd regionales 
Klima, als Schutzsystem für Wasser und Böden, als 
Lieferant zahlreicher emeuerbarer Rohstoffe und 
Wirtschaftsgüter \md als Lebensraum einer Vielzahl 


von Arten wurde in der Vergangenheit imd wird bis 
auf den heutigen Tag in allen Klimazonen beeinträch- 
tigt. 

Intakte Waldökosysteme in ausreichendem Umfang in 
allen Klimazonen sind eine unverzichtbare Lebens- 
gmndlage der Menschheit. Es muß deshalb eine 
globale Strategie zur Erhaltimg, zur Bewirtschaftimg 
und nachhaltigen Entwicklung der Wälder und Betei- 
hgimg möghchst aller Staaten ausgearbeitet wer- 
den. 

Ziel der Strategie muß es sein: 

— daß jedes Land im Rahmen seiner Raumordnungs- 
und Landnutzimgspohtik soviel Wald wie irgend 
möglich imter Schutz stellt zum Zwecke der Erhal- 
tung ökologisch besonders wertvoller Waldökosy- 
steme, zur Erhaltimg der Artenvielfalt und als 
Lebensraum indigener Bevölkerungsgruppen; 

— daß jedes Land die zur wirtschaftlichen Nutzung 
bestimmten Waldflächen ausweist, die nur nach 
international zu vereinbarenden Kriterien nach- 
haltiger Forstwirtschaft bewirtschaftet werden 
dürfen. In einer Übergangszeit wird die Einfüh- 
rung einer Kennzeichmmgspflicht für Holz aus 
nachhaltig bewirtschafteten Wäldern zum Zwecke 
der Kontrolle und als Anreiz zu einer möglichst 
raschen Einführung nachhaltiger Forstwirtschaft 
notwendig sein. Zur Optimierung umweltverträg- 
hcher Nutzung von Wäldern in allen Klimazonen 
muß die internationale Zusammenarbeit in den 
Forstwissenschaften \md anderen waldrelevanten 
Forschungsbereichen intensiviert werden. Die 
Einbeziehungen von Entwicklungsländern in 
diese Arbeiten ist von großer Bedeutung; 

— den Waldflächenbestand insgesamt in der Welt zu 
vergrößern. Eine Verpflichtrmg zur Waldvorrats- 
haltrmg darf sich angesichts intensiver Nutzrmg 
ehemals bewaldeter Flächen nicht auf die wenigen 
heute noch zu einem hohen Prozentsatz bewalde- 
ten Staaten beschränken. Alle Staaten sollten inso- 
weit ihren Beitrag leisten durch Aufforstung de- 
gradierter Waldflächen und durch Neuanpflanzim- 
gen. Gegenüber Entwicklrmgsländem, die hierzu 
aus eigener Kraft in der Lage sind, sollten sich die 
wirtschaftlich besser gestellten Staaten solidarisch 
zeigen imd sie in Erfüllimg dieser internationalen 
Gemeinschaftsaufgabe durch finanzielle und tech- 
nische Zusammenarbeit unterstützen; 

— die Überwachimg des Waldbestandes weltweit 
durch Entwicklimg eines Monitoring-Netzwerkes 
zu verbessern. Bisher vorliegende Zahlen beruhen 
weitgehend auf Schätzimgen; zudem sind sie viel- 
fach nicht kompatibel. 

Die Umsetzung der Strategie, vor allem die sich für die 
einzelnen Staaten ergebenden Rechte und Verpflich- 
timgen sollten in rechtsverbindlichen Vereinbarun- 
gen festgelegt werden; u. a. in einem Waldprotokoll 
zur Klimakonvention, in der Konvention zur Erhaltung 
der Artenvielfalt und in einer Konvention zum Schutz, 
zur Erhaltimg imd nachhaltigen Bewirtschaftung von 
Wäldern. Neben den Rechten imd Pflichten in puncto 
Walderhaltung sollten diese Rechtsinstrumente au- 
ßerdem klare Aussagen zur finanziellen und techni- 
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sehen Unterstützung der Entwicklungsländer enthal- 
ten," 

Die Fraktion der SPD bezeichnete diesen Entschlie- 
ßungsantrag als einseitig. Sie monierte, daß die Inter- 
dependenzen zwischen Industrie- und Entwicklungs- 
ländern nicht hinreichend deutlich beschrieben wür- 
den. Auch müsse die im Antrag erhobene Forderung, 
bei der Umsetzung der Strategie der „Gewähnmg 
zusätzlicher finanzieller und technischer Unterstüt- 
zung für Entwicklungsländer im Rahmen bi- und 
multilateraler umweit- und entwicklungspolitischer 
Zusammenarbeit" Rechnung zu tragen, durch bereits 


im Beschluß des Deutschen Bundestages vom 26. Ok- 
tober 1990 geforderte Maßnahmen ergänzt werden. 

Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vermißte 
eine Auseinandersetzung mit der These, daß die 
industrialisierten Staaten quasi die „Dienstleistung" 
der Walderhaltung durch die weniger entwickelten 
Staaten mitfinanzieren müßten. 

Die Beschlüsse des Ausschusses erfolgten mehrheit- 
lich, wobei über den Antrag auf Drucksache 12/2109 
hinsichtlich der dritten Fordenmg (3. Tiret) getrennt 
abgestimmt worden ist. 


Bonn, den 14. Mai 1992 


Dr. Norbert Rieder Dr. Liesel Hartenstein Marita Sehn 

Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatterin 
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